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         Stand 12/2019 
 
1 Zuständigkeiten 
 
Für Baumaßnahmen im Bereich von Straßenbahnen sind zu beachten: 

a. die Regeln des Bauordnungsrechts mit den in den einschlägigen Normen und 
Technischen Regeln enthaltenen Vorgaben. 

b. die Verordnung über den Bau und Betrieb der Straßenbahnen (Straßenbahn- Bau- und 
Betriebsordnung- BOStrab). 

Zusätzlich zu den bei Baumaßnahmen außerhalb des Einflussbereiches von Straßenbahnen 
üblichen Prüfabläufen (Bauaufsicht, Prüfingenieur…) erfolgt im Einflussbereich von 
Straßenbahnen eine Prüfung durch die Technische Aufsichtsbehörde nach § 54 des 
Personenbeförderungsgesetzes. Im Bereich der Verkehrsanlagen der HEAGmobilo ist das 
Regierungspräsidium Darmstadt (RP Darmstadt) zuständig. Die Technische Aufsichtsbehörde 
kann sich bei der Überwachung/ Prüfung sachkundiger Personen (Sachkundige Person gemäß 
BOStrab) bedienen. 
 
2 Grundsätze 
 
Baumaßnahmen im Einflussbereich der Straßenbahnanlagen sind so zu planen und 
auszuführen, dass eine Schädigung der Anlage auszuschließen ist. Es ist nachzuweisen, dass 
sowohl die Standsicherheit, die Gebrauchstauglichkeit (Verformungen) und die Dauerhaftigkeit 
der Straßenbahnanlage nicht nachteilig beeinträchtigt werden. Die Nachweisführung ist anhand 
von Plänen und Berechnungen durchzuführen. Art und Umfang der Nachweise sind mit der 
Technischen Aufsichtsbehörde bzw. der Sachkundigen Person gemäß BOStrab abzustimmen. 
Die nachfolgend aufgeführten Hinweise sind zu berücksichtigen.  
 
3 Einflussbereich 
 
Baumaßnahmen, wie Rückbau von Gebäuden und Anlagen, Neubauten, Kanal- und 
Leitungsverlegungen befinden sich im Einflussbereich der Straßenbahnanlagen, wenn diese 
einen Abstand ≤ 15 m zum Bahnkörper haben (vgl. Abb. 1). Der Bahnkörper umfasst den 
Oberbau und den ihn tragenden Unterbau, der aus Erd-, Stütz- und Ingenieurbauwerken 
bestehen kann.  
 
Bei flach gegründeten Fahrleitungsmasten betragen die Abmessungen des Einflussbereichs 
seitlich des Fundaments 5,0 m und unterhalb der Fundamentsohle 3,0 m (vgl. Abb. 2). Im Fall 
von Rohrgründungen der Fahrleitungsmasten reicht der Einflussbereich 5,0 m weit um das 
Gründungsrohr und bis 3,0 m unter die Rohrsohle (vgl. Abb. 3). 
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Abb. 1: Definition des Einflussbereiches von Straßenbahnen 

 

 
Abb. 2: Definition des Einflussbereiches von flach gegründeten 

Fahrleitungsmasten 



 
Grundsätze zu Planung und Bauausführung  von Bauvorhaben 

im Einflussbereich der Straßenbahnanlagen 
 

 
 

 
3 

 

 
Abb. 3: Definition des Einflussbereiches von tief mit Rohren gegründeten 

Fahrleitungsmasten 
 
 
 
4 Erforderliche Nachweise 
 
4.1 Querung von Straßenbahntrassen in offener oder geschlossener Bauweise  
4.1.1 Bei Leitungs-/ Kanalarbeiten o.ä. in offener Bauweise und Grabentiefen bis 1,25 m 

sowie Grabenbreiten bis 0,90 m sind keine statischen Nachweise für die Gleisanlage 
sowie Verformungsnachweise erforderlich sofern 

a. die Gräben mit einem Normverbau gemäß DIN 4124 gesichert werden, 
b. die Gräben in bindigen Böden (Schluffe, Lehme, Tone) mit mindestens steifer 

Konsistenz oder in mindestens mitteldicht gelagerten rolligen Böden (Sande, 
Kiese) ausgeführt werden.  
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c. Ein Ausrieseln der Böden, z.B. durch Lücken des Grabenverbaus verhindert 
wird. 

d. Die Grabensohle oberhalb des Grundwasserspiegels liegt. 
e. Keine dynamischen Einwirkungen, z.B. beim Verdichten von Böden 

eingebracht werden, die zu Sackungen des Bodens unter der Gleisanlage führen 
können. 

4.1.2 Sofern die Grabentiefen >1,25 m oder die Grabenbreite >0,90 m beträgt oder die 
Voraussetzungen gemäß Abschnitt 4.1.1 a. bis e. nicht erfüllt werden, sind statische 
Nachweise und Verformungsnachweise gemäß den in dieser Ausarbeitung enthaltenen 
Hinweisen notwendig. 

4.1.3 Bei unterirdischen Querungen, z.B. mittels Rohrvortrieb, Spülbohrung nach dem HDD-
Verfahren sind statische Nachweise und Verformungsnachweise gemäß den in dieser 
Ausarbeitung enthaltenen Hinweisen zu führen. Ausnahmen sind Vortriebe mit einem 
Außendurchmesser ≤ 125 mm und einer Verlegetiefe von > 1,5 m unter Gleisoberkante. 

. 
4.2 Leitungen parallel zu Straßenbahntrassen  
4.2.1 Bei Leitungs-/ Kanalarbeiten o.ä. in offener Bauweise und Grabentiefen bis 1,25 m sind 

keine statischen Nachweise für die Gleisanlage bzw. Verformungsnachweise 
erforderlich sofern der Graben einen Mindestabstand von 2,0 m zur Gleisanlage hat und 
die Voraussetzungen gemäß Abschnitt 4.1.1 a. bis e. erfüllt sind. 

4.2.2 Bei unterirdischen Leitungsverlegungen, z.B. mittels Rohrvortrieb, Spülbohrung nach 
dem HDD-Verfahren sind statische Nachweise und Verformungsnachweise gemäß den 
in dieser Ausarbeitung enthaltenen Hinweisen zu führen, wenn die Trasse im 
Lastabtragungsbereich der Straßenbahnlage (siehe Abb. 1) verläuft.  

 
 
4.3 Baumaßnahmen/ Baugruben o.ä. seitlich von Straßenbahntrassen  

Bei Eingriffen in den Einflussbereich der Bahnanlage sind i. A. rechnerische 
Verformungsnachweise und eine messtechnische Überwachung der Gleisanlage 
erforderlich. Reichen die Arbeiten bis in den Lastabtragungsbereich der 
Straßenbahnanlage, der durch eine unter 30° gegen die Horizontale geneigte Gerade 
gemäß Abb. 1 definiert wird, sind zusätzlich Standsicherheitsnachweise gemäß den 
Vorgaben dieser Ausarbeitung erforderlich (vgl. unten). 
 
Keine Statischen Nachweise bzw. Verformungsnachweise sind bei untergeordneten 
Baumaßnahmen erforderlich, wie: 

a. Abgrabungen/ Baugruben bis 1,25 m Tiefe und einem Mindestabstand von 2,0 m 
b. Bau/ Gründung von Nebengebäuden, Garagen etc. mit einer charakteristischen 

Sohlnormalspannung von < 150 kN/m² in maximal 3,0 m Tiefe bei einem 
Mindestabstand von 5,0 m zur Gleisanlage. 
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4.4 Baumaßnahmen/ Baugruben im Nahbereich von Fahrleitungsmasten  
4.4.1 Flach gegründete Fahrleitungsmasten 
 

Bei Eingriffen in den Einflussbereich von Mastgründungen (vgl. Abb. 2) sind 
Standsicherheitsnachweise gemäß den in diesem Merkblatt vorhandenen Hinweisen 
erforderlich. Ferner ist der Mast messtechnisch zu überwachen. 

 
Ausnahme: Bei Leitungsgräben o.ä. mit einer Tiefe von maximal 80 cm unter Gelände 
kann auf Nachweise und die messtechnische Überwachung verzichtet werden sofern die 
Mastfundamente mindestens 1,5 m tief unter Gelände gegründet sind und die 
Abgrabung einen Mindestabstand von 1,0 m zum Mastfundament hat (vgl. Abb. 2).  
 
Hinweis: Abgrabungen, z.B. im Zuge der Erneuerung des Gleisunterbaus von 
Straßenbahnanlagen erfordern i. A. im Sinne der Festlegungen der gegenständlichen 
Ausarbeitung Statische Nachweise und eine messtechnische Überwachung der 
Fahrleitungsmasten.  

 
4.4.2 Tief gegründete Fahrleitungsmasten (Rohrgründungen) 

Bei Eingriffen in den Einflussbereich der Mastgründungen ist der betroffene Mast 
messtechnisch zu überwachen. Reicht der Eingriff in den Lastabtragungsbereich des 
Mastes, der durch eine unter 35° gegen die Vertikale geneigte Gerade definiert ist (siehe 
Abb. 3), sind zusätzlich Standsicherheitsnachweise zu führen. 

 
Ausnahme: Eine messtechnische Überwachung und erdstatische Nachweise können 
entfallen, wenn Abgrabungen für Baugruben, Leitungsgräben etc. bis maximal zu der 
im Statischen Nachweis des Mastes angesetzten bettungsfreien Tiefe erfolgen. 

 
 
5 Verformungsnachweise 
 
Bauarbeiten im Einflussbereich der Gleisanlage sind so zu konzipieren, dass die in der Tabelle 
1 aufgeführten Alarmwerte der Verschiebungen/ Verformungen planmäßig nicht erreicht 
werden. Der maßgebliche Einflussbereich ist in der Abb. 1 skizziert. 
 
Zur Nachweisführung sind rechnerische Verformungsprognosen durchzuführen (Hinweise 
siehe unten). Die Berechnungen und die Planungen sind der Technischen Aufsichtsbehörde 
bzw. der Sachkundigen Person gemäß BOStrab zur Prüfung und Freigabe vorzulegen. Bei 
Erreichen der Alarmwerte sind Maßnahmen zur Einhaltung der in der Tabelle 1 aufgeführten 
Eingreifwerte zu konzipieren. Werden einer oder mehrere Eingreifwerte überschritten, sind die 
Gegenmaßnahmen ohne weitere Verzögerung einzuleiten. Die in der Tabelle 1 aufgeführten 
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Grenzwerte dürfen in keinem Fall erreicht werden. Bei Überschreitung von Grenzwerten wird 
der Straßenbahnverkehr i. A. still gelegt und Schienenersatzverkehr eingerichtet. 
 
Tab. 1: Alarm-, Eingreif- und Grenzwerte für Straßenbahnanlagen der HEAGmobilo 

Verformungsart Alarmwert Eingreifwert Grenzwert 
 

Spurweite 

Absolut   <997 mm und 

> 1020 mm 
Abweichung vom Ist- 

Zustand der 

Nullmessung.  

± 2 mm ± 4 mm ± 8 mm 

Überhöhung Abweichung vom Ist- 

Zustand der 
Nullmessung.  

± 2 mm ± 3 mm ± 5 mm 

Verwindung 

(Basis 1,8 m) 

absolut 1:450 1:375  1:300 
absolut 1,0 ‰ 1,5 ‰ 2,0 ‰ 

Längshöhe 
(Basis 1,8 m) 

Abweichung vom Ist- 
Zustand der Nullmessung 

1,67‰ 2,0 ‰ 3,33 ‰ 

Horizontalverschiebung 

 

Abweichung vom Ist- 

Zustand quer zur 

Gleisachse. Sehnenstich 

bezogen auf 6 m 

Sehnenlänge der Null-
messung 

± 8 mm ± 12 mm ± 14 mm 

Horizontalverschiebungen der 

Fahrleitungsmasten (gemessen 

an der Mastspitze) 

Abweichung vom Ist- 

Zustand der Nullmessung 
± 4 cm ± 5 cm  

 
 
Die rechnerischen Verformungsnachweise müssen sämtliche Bauzustände, ggf. unter 
Berücksichtigung einer Grundwasserbeeinflussung sowie den Endzustand erfassen. Die 
Untersuchungen sind nach den Grundsätzen des Eurocode 7 und der zugehörigen Normen, 
weiteren Vorschriften und Richtlinien vorzunehmen.  
 
Die Nachweisberechnungen können mit vereinfachten Rechenmodellen, ggf. unter 
Verwendung von Erfahrungswerten vorgenommen werden wenn die zu erwartenden 
Vertikalverschiebungen der Gleisanlage ≤ 10 mm und die Horizontalverschiebungen ≤ 5 mm 
betragen. Die Nachweise sind schriftlich zu führen; die Verformungsprognosen sind 
fachtechnisch zu begründen. Für die Abgrenzung zu genaueren Nachweisführungen sind die 
Prüfergebnisse bzw. Vergleichsberechnungen der Sachkundigen Person nach BOStrab 
maßgebend. Mit den vereinfachten Rechenmodellen sind außer den Vertikal- und 
Horizontalverschiebungen auch die zu erwartende Verwindung und etwaige Veränderungen der 
Spurweite zu prognostizieren. 
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Können Vertikalverschiebungen >10 mm oder Horizontalverschiebungen >5 mm nicht 
ausgeschlossen werden, sind genauere Verformungsnachweise zu führen. Hierzu sind i. A. 
numerische Berechnungen mit der Finite- Element- Methode erforderlich. Diese können 
vereinfachend mit zweidimensionalen Berechnungsmodellen vorgenommen werden, wenn die 
Verwindung der Gleisanlage mit ergänzenden rechnerischen Betrachtungen zuverlässig 
ermittelt werden kann. In schwierigen Fällen, in welchen der Prognosewert im Bereich des 
Alarmwertes für die Verwindung liegt, sind räumliche Berechnungen durchzuführen. 
Numerische Berechnungen sind gemäß den Empfehlungen des Arbeitskreises Numerik in der 
Geotechnik- EANG vorzunehmen.  
 
Die für die Nachweisführungen benötigten Angaben zu Baugrund und Bestand sind vom 
Bauherrn der Rückbau-/Neubaumaßnahme zu beschaffen. Bestandsunterlagen werden, sofern 
verfügbar, von der HEAGmobilo bereit gestellt. Die Angaben zum Baugrund sind in einem 
Geotechnischen Bericht zusammen zu stellen. Dieser Bericht ist der Sachkundigen Person 
gemäß BOStrab zur Prüfung vorzulegen. 
 
Bei Arbeiten im Einflussbereich von Mastgründungen sind i. A. keine Verformungsnachweise 
erforderlich. 
 
 
6 Standsicherheitsnachweise 
 
Im Falle von Abgrabungen (Baugruben, Leitungsgräben etc.) und Unterfahrungen (Stollen, 
Tunnel etc.) im Einflussbereich der Bahnanlage ist die Standsicherheit der Baubehelfe und des 
Bauwerks im Hinblick auf eine mögliche Gefährdung der Gleisanlage rechnerisch 
nachzuweisen. Die hierfür maßgeblichen Einflussbereiche sind in den Abb. 1, 2 und 3 
angegeben. Es müssen sämtliche Bauzustände, ggf. unter Berücksichtigung einer 
Grundwasserbeeinflussung sowie der Endzustand erfasst werden. Die Untersuchungen sind 
nach den Grundsätzen des Eurocode 7 und der zugehörigen Normen, weiteren Vorschriften und 
Richtlinien vorzunehmen. Die Standsicherheitsnachweise sind von der Sachkundigen Person 
gemäß BOStrab prüfen und bestätigen zu lassen. Bei Baumaßnahmen, die der Prüfung durch 
die Bauaufsicht unterliegen, sind die Standsicherheitsnachweise ferner von einem 
Prüfingenieur für Baustatik prüfen und bestätigen zu lassen. 
 
Bei Baumaßnahmen im Einflussbereich von Fahrleitungsmasten sind: 

a. bei Flachgründungen Nachweise gegen Grundbruch, Gleiten und Kippen, ggf. 
Böschungsbruch gemäß EC 7 unter Berücksichtigung der neuen Einwirkungen, 
etwaigen Abgrabungen etc. zu führen. Es ist nachzuweisen, dass die, bei einer seitlichen 
Einspannung des Fundaments auftretenden Bodenspannungen durch den Erdwiderstand 
oder den Widerstand von baulichen Einrichtungen aufgenommen werden können. Diese 
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Nachweisführung ist erforderlich, wenn das Mastfundament z.B. nach dem Verfahren 
von Süberkrüb bemessen wurde. 

b. Bei Rohr-/ Pfahlgründungen können weitere erdstatische Nachweise entfallen, wenn 
Abgrabungen für Baugruben, Leitungsgräben etc. bis maximal zu der im Statischen 
Nachweis des Mastes angesetzten bettungsfreien Tiefe erfolgen. Bei tieferen 
Abgrabungen sind vollständige Standsicherheitsnachweise für die Mastgründung unter 
Berücksichtigung aller Bauzustände und des Endzustandes zu führen.  

 
Die für die Nachweisführungen benötigten Angaben zu Baugrund und Bestand sind vom 
Bauherrn der Rückbau-/Neubaumaßnahme zu beschaffen. Bestandsunterlagen werden, sofern 
verfügbar, von der HEAGmobilo bereit gestellt. Die Angaben zum Baugrund sind in einem 
Geotechnischen Bericht zusammen zu stellen. Dieser Bericht ist der Sachkundigen Person 
gemäß BOStrab zur Prüfung vorzulegen. 
 
 
7 Messtechnische Überwachung 
 
Bei Bauarbeiten im Einflussbereich der Gleisanlage ist eine vermessungstechnische 
Überwachung der Straßenbahnanlage vorzunehmen. Der für die Notwendigkeit einer 
messtechnischen Überwachung maßgebliche Einflussbereich ist in den Abb. 1, 2 und 3 
angegeben. 
 
Art und Lage der Messeinrichtungen, Messintervalle etc. sind vom Bauherrn in einem 
schriftlichen Bericht (Messprogramm) darzulegen und der Technischen Aufsicht bzw. der 
Sachkundigen Person gemäß BOStrab zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. Bei der 
Aufstellung des Messprogramms sind die folgenden Hinweise zu beachten. 
 
Zur messtechnischen Überwachung von Gleisanlagen sind an beiden Schienen der betroffenen 
Gleise dauerhafte und witterungsbeständige Messmarken (z.B. geklebte Winkelplaketten mit 
Wandplatte oder Markierungen mit Körnungen) in Abständen von 0,9 m anzubringen. Die 
tachymetrische Nullmessung ist vor Beginn der Bauarbeiten mit einer Messgenauigkeit von ± 
0,5 mm vorzunehmen. Folgemessungen bei Bauarbeiten im Einflussbereich der Gleisanlage 
sind gemäß den folgenden Angaben durchzuführen: 

 
Ausführung von unterirdischen Vortrieben im Nahbereich der Gleisanlage (Abstand < 15 m 
im Grundriss):  

−  1 x täglich Kontrollmessungen an beiden Schienen der betroffenen Gleise. 
− Nach Fertigstellung des Vortriebs mit vollständiger Sicherung des Hohlraums 

nachlaufend bis 2 Wochen nach Beendigung der Arbeiten, mindestens jedoch bis zur 
Konvergenz der Verschiebungen 2 x wöchentlich Kontrollmessungen.  
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− Bei Vortrieben mit einem Außendurchmesser > 225 mm bis 4 Wochen nach 
Beendigung der Arbeiten, mindestens jedoch bis zur Konvergenz der Verschiebungen 
1 x wöchentlich Kontrollmessungen. 

 
Ausführung von Erdaushub, Baugrubenherstellung, Kanalbauarbeiten, Leitungsgräben sowie 
weiteren vergleichbaren Arbeiten im Nahbereich der Gleisanlage (Abstand < 15 m im 
Grundriss): 

− Während des Aushubs sowie später bei der Wiederverfüllung und dem etwaigen 
Rückbau des Verbaus sind im betreffenden Arbeitsabschnitt arbeitstäglich 
Kontrollmessungen durchzuführen. Bei vollständig erfolgter Sicherung sind zwei 
Messungen pro Woche ausreichend. Die Messungen sind bis 2 Wochen nach 
Wiederverfüllung des Aushubs, mindestens jedoch bis zur Konvergenz der 
Verschiebungen fortzuführen. 

 
Ausführung von Bauarbeiten (Rückbau, Neubau) im Nahbereich der Gleisanlage (Abstand < 
15 m im Grundriss): 

− Während der Rückbau- und Neubauarbeiten sind wöchentlich Messungen 
durchzuführen. Der Messrhythmus kann in Bauphasen ohne nennenswerte Veränderung 
der Bauwerkslasten in Abstimmung mit der Sachkundigen Person nach BOStrab 
gestreckt werden.  Die Messungen sind bis 4 Wochen nach Beendigung des Rückbaus 
bzw. des Neubaus (Rohbau), mindestens jedoch bis zur Konvergenz der 
Verschiebungen fortzuführen. 

 
Masten der Fahrleitung:  

− Sämtliche Masten der Fahrleitung, die in Abständen ≤ 5 m zur Baumaßnahme liegen, 
sind messtechnisch zu überwachen. Hierzu ist die Schiefstellung der Masten in x- und 
y-Richtung zu messen (z. B. durch tachymetrische Einmessung von zwei über einander 
liegenden definierten Messpunkten). Die Messungen sind einmal wöchentlich bzw. bei 
Arbeiten in Abständen ≤ 2 m arbeitstäglich vorzunehmen, zu dokumentieren und 
auszuwerten. Die Messgenauigkeit darf maximal ± 2 mm betragen. 

 
Die Messungen sind unmittelbar nach deren Durchführung auszuwerten. Die Messergebnisse 
sind spätestens am Folgetag des Messtermins an die HEAGmobilo und die Sachkundigen 
Person gemäß BOStrab mit einer Bewertung durch die Fachingenieure des Bauherrn zu leiten. 
Die Daten sind vom Bauherrn bzw. seinen Fachingenieuren im Hinblick auf die festgelegten 
Alarm-, Eingreif- und Grenzwerte auszuwerten. Temperaturbedingte Deformationen sind 
abzuschätzen und bei der Bewertung zu berücksichtigen. Die im Alarm- und Handlungsplan 
festgelegten Handlungsketten sind auszulösen. 

 
 
8 Unterlagen 
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Zum Nachweis der Verträglichkeit von geplanten Rück- und Neubaumaßnahmen sind folgende 
Unterlagen der HEAGmobilo sowie der Sachkundigen Person zur Beurteilung und Prüfung 
vorzulegen: 

− Planunterlagen mit Grundrissen und Schnitten als Übersicht zur geplanten 
Baumaßnahme. Die Darstellungen haben umfassend in der geplanten Ausprägung 
maßstäblich sowie lage- und höhenrichtig zu erfolgen. In die Schnitte sind die 
vorgefundenen Bodenschichten einzuzeichnen. Schnitte sind so zu legen, dass die 
räumliche Lage der Rück-, Neubaumaßnahme zur Straßenbahnanlage umfassend 
beschrieben wird. 

− Planunterlagen mit detaillierter Darstellung der vorgesehenen Rück- und 
Neubaumaßnahmen im Einflussbereich der Straßenbahnanlage. Der Ablauf von Rück- 
und Neubaumaßnahmen mit Beeinflussung der Straßenbahnanlage ist detailliert 
darzustellen bzw. zu beschreiben. 

− Falls zur Bewertung erforderlich, sind Bestandsunterlagen zur Gleisanlage zu 
beschaffen und einzureichen. 

− Baugrundgutachten (Geotechnischer Bericht) 
− Rechnerische Verformungsnachweise mit schriftlichem Bericht. 
− Rechnerische Standsicherheitsnachweise mit schriftlichem Bericht. 
− Zusammenfassender Bericht zur Beeinflussung der Gleisanlage durch Rück- bzw. 

Neubau. 
− Schriftliches Messprogramm. 
− Alarm- und Handlungsplan mit Projektbeteiligtenliste mit namentlicher Angaben und 

Kontaktdaten (Adresse, Telefon, E-Mail-Adresse), Benennung der gültigen Alarm-, 
Eingreif- und Grenzwerte, zusammenfassender Darstellung des Messprogramms (Lage 
der Messeinrichtungen, Messintervalle) und Maßnahmenkatalog bei Erreichen/ 
Überschreiten von Alarm-, Eingreif- und Grenzwerten als Ablaufdiagramm. Der Alarm- 
und Handlungsplan soll als einseitiger, baustellengerechter Plan gefertigt werden.    


